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Das verfaſſungsmäßige Verſammlungs⸗ und 
Vereinsrecht. 


Es iſt ſicherlich die Aufgabe einer Regierung, daß ſie 
das ei 5 Eintracht mit dem Volke und 
ſeinen Vertretern. Aber die letzten Vorgänge in Köln 
haben wieder und recht anbgreifli gezeigt, daß unfere 
jetzige Regierung die große Mehrzahl der Abgeordneten 
nicht als ihre Mitarbeiter am Wohle des Landes, ſon⸗ 
dern als ihre Feinde betrachtet. Wären aber die Ab⸗ 
geordneten in Wahrheit ihre Feinde, dann müßten 
auch wir es fein, die wir dieſe Abgeordneten gewählt 
haben. Wie und mit welchem Rechte die Regierung 
zu einer ſolchen 9 gg ift, brauchen wir 
nicht zu unterſuchen. Sie ift einmal da, und ihre Wir⸗ 
kungen können nicht ausbleiben. Wo auch die Schuld 
liegen mag, wir haben keine Eintracht zwiſchen Regie⸗ 
rung und Volksvertretung, und einen ſolchen Zuſtand 
kann ein Land nicht lange ertragen, denn, wie der Evan⸗ 

elift Lukas jagt: „ein jegliches Reich, fo es mit 
ich ſelbſt uneins wird, das wird wüſt, und ein 
Haus fällt über das andere.“ 

Wir wollen von dem Verhalten der Regierungs⸗ 
behörden bei dem Kölner Abgeordnetenfeſte ſprechen. 
Veranlaßt iſt daſſelbe offenbar durch die wachſende 
Zuneigung, welche die freifinnigen Abgeordneten bei dem 
Volke finden, und durch die Beſorgniſſe, welche dieſe 
Zuneigung unſerer jetzigen Regierung einflößt. Für 
Pebble rtigt aber könnten wir das Verhalten der 

hörden nur dann halten, wenn es mit dem Geiſte 
und dem Buchſtaben unſerer Verfaſſung und unſerer 
Geſetze ſich in Uebereinſtimmung befände. Denn nach 
dem Eide des Königs (Art. 54 der Verf) darf 
in Preußen nur in lebereinſtimmung mit der 
Verfaſſung und den Geſetzen des Landes regiert 
werden. Dazu haben (Art. 108) alle Beamten ge⸗ 
ſchworen, daß ſie die Verfaſſun gewiſſenhaft be- 
obachten wollen. Daß fie berpflichet ſind, mit der 
Verfaffung auch alle übrigen Geſetze des Landes gewiſſen⸗ 
haft zu beobachten, verſteht ſich 15 den geſunden Men⸗ 
ſchenverſtand ganz von ſelbſt. an braucht das nicht 


erſt aus der Verfaſſung oder dem Allgemei . 
rechte oder dem Snuafgeſepbuche u fein an 

Bei ben Kölner Vorgängen handelt es ſich nun da⸗ 
rum, ob die Behörden das nach Verfaſſung und Geſetz 
allen Preußen zuftehende Verſammlungs⸗ und Vereins⸗ 
recht ſo, wie es dem Geiſte der Verfaſſung entſpricht, 
ehandhabt haben oder nicht. Das Recht der Staats⸗ 
ürger, zu jedem Zwecke, den das Strafgeſe nicht ver⸗ 
bietet, ſich zu verſammeln oder in Geſellſchaften zu ver- 
einigen, iſt ein jo natürliches, jo ſelbſtverſtändliches Recht, 
daß es unſere altdeutſchen Vorfahren ſtets beſeſſen haben. 
Ja, ſie würden ſich, ſo zu ſagen, im Grabe umdrehen, 
wenn ſie hörten, daß die abſoluten Regierungen dieſes 
Recht uns genommen haben, und daß erſt das Jahr 1848 
hat kommen müſſen, um es uns wieder zu verſchaffen. 
Seitdem enthält unſere Verfaſſung in den Artikeln 29 
30 und 39 vornehmlich folgende Beſtimmungen: 


1) „Alle Preußen find berechtigt, ſich ohne vor⸗ 

gängige obrigkeitliche Erlaubniß W 15 ohne 

affen in geſchloſſenen Räumen zu ver⸗ 
ſammeln.“ 

2) „Diefe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf Ver⸗ 
ſammlungen unter freiem Himmel, welche 
auch in de. auf vorgängige obrigkeitliche Er⸗ 
laubniß der Verfügung des Geſetzes unterworfen 
find." Das betreffende Geſetz vom 11. Mä 
1850 beſtimmt im 8 9, daß dieſe Erlaubniß 
nur verſagt werden darf, wenn aus der Ab⸗ 
gaben der Verſammlung Gefahr für die öf⸗ 

entliche Sicherheit oder Ordnung zu be⸗ 

fürchten iſt.“ Daſſelbe gilt nach § 10 auch von 
„Öffentlichen Aufzügen in Städten und Ortſchaf⸗ 
ten oder auf öffentlichen Straßen.“ 

3) „Alle Preußen haben das Recht, ſich zu ſolchen 
Zwecken, welche den Strafgeſetzen nicht zuwider⸗ 
laufen, in Geſellſchaften zu vereinigen.“ 

4) Nach Art. 39 finden die Beſtimmungen der Ar⸗ 
tikel 29 und 30 auf das Heer nur ſo weit An⸗ 
wendung, „als die milttäriſchen Geſetze und Dis⸗ 
ciplinarvorſchriften nicht entgegenſtehen.“ 


Eine andere Beſchränkung der Regelung des Ver⸗ 
ſammlungs⸗ und Vereinigungsrechtes, als die bereits an⸗ 
geführten, enthält die Verfaſſung ſelbſt nicht. Doch be⸗ 
ſtiunt ſie, daß das Geſetz, nicht aber, daß Anordnungen 
der Polizei oder anderer Behörden die Ausübung dieſer 
Rechte „regeln“ ſollen. Ferner geſtattet fie, daß „poli⸗ 
tiſche Vereine“, aber ebenfalls nur „im Wege der Ge⸗ 
jetzgebung“ beſchränkt oder für eine vorübergehende 
Zeit verboten werden können. Ein Verbot der letz⸗ 
teren Art iſt jedoch niemals im Wege der Geſetzgebung 
erlaſſen worden. Dagegen enthält das ſchon erwähnte 
Geſetz vom 11. März 1850 theils eine „Regelung“, 
theils enthält es gewiſſe „Beſchränkungen“ auch für Ver⸗ 
ſammlungen in geſchloſſenen Räumen, „in welchen öf⸗ 
fentliche Angelegenheiten erörtert oder berathen 
werden follen, und ebenſo für „Vereine, welche bezwecken, 
politiſche Gegenſtände in Verſammlungen zu er- 
örtern.“ a 

Es verſteht ſich von felbſt, daß Jeder, der in ſolchen 
Verſammlungen und Vereinen irgend eine im Straf⸗ 
geſetzbuch verbotene Handlung begeht, dafür nach den 
Geſetzen beſtraft wird. Ebenſo iſt es ſelbſtverſtändlich, 
daß Jeder, der die Beſtimmungen des Geſetzes vom 
11. März 1850 übertritt, diejenigen Strafen erleiden 
muß, welche in eben dieſem Geſetze dafür angedroht 
werden. Dagegen hat die Polizeibehörde nur in ganz 
beſtimmten Fällen das Recht, eine Verſammlung aufzu⸗ 
löſen, und zwar immer nur eine ſolche Verſammlung, in 
welcher „öffentliche Angelegenheiten erörtert oder berathen 
werden ſollen.“ Dieſe Fälle find: - 

1) wenn keine Beſcheinigung darüber beigebracht 
werden kann, daß die Verſammlung rechtzeitig 
der Polizei angezeigt iſt; 

„wenn in der Verſammlung Anträge oder Vor⸗ 
schläge erörtert werden, die eine Aufforderung 
oder Anreizung zu ſtrafbaren Handlungen ent⸗ 
halten“; 

„wenn in der Verſammlung Bewaffnete erſchei⸗ 
nen, die der Aufforderung des Abgeordneten der 
Obeigkeit entse. cu, nicht entfernt werden“; 
wenn in den Verſammlungen und Sitzungen 
„politiſcher Vereine“ Frauensperſonen, Schüler 
und Lehrlinge erſcheinen, und auf die Aufforde⸗ 
rung des anweſenden Abgeordneten der Obrigkeit 
nicht entfernt werden. 

Von allen dieſen Fällen konnte bei dem Abgeordneten⸗ 
feſte in Köln aus einem ſehr einfachen Grunde kein 
einziger eintreten. Der Haupttheil des Feſtes, das große 
Feſtmahl im Gürzenich, hat gar nicht ſtattgefunden, 
weil die Polizei daſſelbe im Voraus verhinderte. Daß 
aber die Polizei eine Verſammlung in geſchloſſenen 
Räumen im Voraus verbieten oder verhindern darf, 
davon ſteht auch keine Silbe weder in der Ver⸗ 
faſſung noch in dem Geſetze vom 11. März 
1850. Aufgelöſt und dann mit Hülfe des Militärs aus 
dem Lokale vertrieben iſt dagegen die Tiſchgeſellſchaft im 
zoologiſchen Garten der Bür ermeiſterei Longerich, und 
zwar, wie die „Provinzial⸗Korreſpondenz“ ſagt, wegen 


2 


3) 


4 


„politiicher Tiſchreden.“ Aber wo in der Welt hat 
man jemals davon gehört, daß eine Tiſchgeſellſchaft zu 
einer „Verſammlung, in welcher öffentliche Angelegen⸗ 
heiten erörtert oder berathen werden follen“, dadurch 
wird, daß einzelne Perſonen „politiſche Tiſchreden“ Halten?! 
Hätte und behielte die Polizei hier Recht, uun dann 
wären wir ja alle Tage in Gefahr, aufgelöft zu werden, 
nicht blos in jeder Gaſtſtube, fondern an dem Mittags⸗ 
oder Abendtiſche unſeres eigenen Hauſes. Wenn 
ferner jedes Zuſammenſein oder Zuſammenſitzen von 
Menſchen als eine „Verſammlung im Sinne des Ge⸗ 
ſetzes“ ausgelegt werden darf, ſo dürften wir nur ein⸗ 
mal unſerer drei oder vier anf der Straße oder in 
irgend einem Garten zuſammenſtehen oder ſitzen und 
mit einander ſelbſt über ganz andere Dinge ſprechen, 
als über Politik, oder was man ſonſt noch „öffentliche 
Angelegenheiten“ nennt, und wir hätten dann zu ris⸗ 


kiren, daß die Polizei uns für eine „Verſammlung unter 


freiem Himmel“ erklärt, zu der wir nicht 48 Stunden 
vorher um Erlaubniß gebeten haben, und daß wir dafür 
mit Geldbuße bis zu 50 Thalern oder auch mit 8 Tagen 
Gefängniß beſtraft werden. 

Weiter hat die Kölner Polizei mit Hülfe der Militär⸗ 
gewalt auch die große Spazierfahet auf dem Rheine ver⸗ 
hindert. Die „Kreuzzeitung“ erzählt, es ſei das geſchehen, 
weil dieſe Spazierfahrt ein nicht erlaubter „öffentlicher 
Aufzug im Sinne des Geſetzes“ ſein ſollte. Wird der 
Polizei auch in dieſem Punkte Recht gegeben, nun, ſo 
müſſen wir uns künftig vor allem Spazierenfahren mit 
170 als einem Wagen oder mehr als einem Schiffe 
hüten, ja, wir dürfen auch gar nicht mehr mit irgend 
einer etwas größeren Geſellſchaft ſpazieren gehen, es ſei 
denn, daß wir nach § 9 des Geſetzes vom 11. März 
1850 die Erlaubniß dazu 48 Stunden vorher bei der 
Polizei erbeten und auch erhalten hätten. 

Wahrlich, es muß auch den eifrigſten Freunden der 
Regierung ſehr ſchwer 18 die erzählten Maßregeln 
zu rechtfertigen; denn die „Provinzial⸗Korreſpondenz“ 
berichtet dieſelbe der Sache nach eben fo wie wir; aber 
ein Geſetz, durch welches ſie gerechtfertigt werden ſollen, 
führt ſie nicht an. Ja, ein anderes regierungsfreundliches 
Blatt, die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“, erklärte 
neulich ſogar, die Geſetzlichkeit jener Maßregel wäre 
für politiſche Männer eine reine Nebenſache. Freilich 
für eine andere Maßregel des Kölner Polizeipräſidenten 
92 75 die „Provinzial⸗Korreſpondenz“ dieſelbe Geſetzes⸗ 
telle an, wie der Herr Präſident ſelbſt. Nämlich fie 
ſagt, der Polizeipräfident habe das Kölner Feſtkomite 
mit Recht geſchloſſen, weil daſſelbe ein „politiſcher Ver⸗ 
ein“ geweſen wäre, und weil $ 8 des Geſetzes vom 
11. März 1850 der Polizei die vorläufige Schließung 
eines ſolchen Vereines bis zur richterlichen Entſcheidung 
geſtatte. Nun aber hat nach jenem § 8 die Polizei 
eine ſolche Befugniß nur daun, wenn der betreffende 
Verein Frauensperſonen, Schüler und Lehrlinge als 
Mitglieder aufnimmt, oder wenn er mit anderen Ver⸗ 
einen gleicher Art zu gemeinſamen Zwecken in Verbin⸗ 
dung tritt. Daß zu dem Komite auch Frauensperſonen, 


Schü inge gehört hätten, behauptet die 
Dean e gerne allerdings nicht. Aber ſie 
ehauptet auch nicht und konnte auch nicht behaupten, 
daß das Komite mit anderen Vereinen gleicher Art 
wirkich in Verbindung getreten iſt. Ueberdies ift das 
Komite überhaupt gar kein Verein im Sinne des „Ge⸗ 
ſeßes“, und ſicherlich iſt er kein „politiſcher Verein“ 
geweſen. Daß alſo zur Auflöſung des Komites gar 
kein Grund vorhanden geweſen iſt, ſagen nicht blos wir, 
ſondern genau eben ſo haben die Kölniſchen 
Gerichtshöfe beider Juſtanzen geurtheilt. 

Ob dieſe Gerichtshöfe dagegen Gelegenheit haben 
werden, ihr urtheil über die anderen Maßregeln der 
Polizei abzugeben, das können wir nicht wiſſen. Die 
Beamten können wegen ihnen vorgeworfenen Mißbrauchs 
ihrer Amtsgewalt ja nur von den Staatsanwalten au⸗ 
geklagt werden, und die Staatsanwalte müſſen den An⸗ 
weiſungen des Juſtizminiſters Folge leiſten. i 

Dagegen ſteht es feſt, daß alle dieſe Maßregeln nicht 
dazu gedient haben, die Eintracht in unſerem Staate zu 
fördern und die Zahl der Freunde der jetzigen Regierung 
zu vermehren. Unſer alter Mahnruf: „ chafft 
endlich Frieden im Lande!“ muß noch viel lauter 
ertönen. 


Polttiſche Wochenſchau. . 

Preußen. Die Wogen der Aufregung, welche die Kölner 
Vorgänge erzeugt, haben ſich noch nicht beruhigt; dieſe Ereig- 
niſſe geben noch immer Stoff zur Beſprechung in den öffentlichen 
Blättern. Daß dieſe Beſprechung der Regierung nicht gauz 
angenehm iſt, geht aus folgendem Reſkript hervor, welches 
von hier aus an die betreffenden Behörden verſandt worden iſt: 

„Nr. 1222. Aus Anlaß des beabſichtigten Abgeordueten⸗ 
feſtes in Köln haben die Zeitungen zahlreiche Mittheilungen 
namentlich Schreiben des Feſtkomites, ſowie einzelner Mit⸗ 
glieder der eingeladenen Abgeordneten De t, welche un⸗ 
zweifelhaft Verſtäße gegen das Strafgeſetzbuch, zumal gegen 
J 101 und 102 deſſelben enthielten. Der Fortſetzung dieſes 
Mißbrauchs iſt eniſchieden entgegenzutreten und find alle 
Blätter, welche im Zuſammenhange mit jener Angelegenheit 
Kundgebungen ſtrafbaren Inhalts, ſei es in eigenen Artikeln, 
ſei es ve Abdruck anderweiter Veröffentlichungen, Reden 
u. ſ. w. bringen, rechtzeitig mit Beſchlag zu belegen. Das 
Königliche Regierungs⸗Präſidium wolle die Polizeibehörden 
ſchleunigſt mit entſprechender Weiſung verſehen. Berlin, den 
22. Juli 1865. Im Auftrage: (gez.) v. Klützow. 

Ob dieſes Reſkript die vielen Beſchlagnahmen verurſacht 
hat, welche in der letzten Woche in allen Theilen der 
Monarchie erfolgt ſind, das wollen wir nicht behaupten, aber 
wir können dieſen polizeilichen Beſchlagnahmen gegenüber die 
erfreuliche Thatſache mittheilen, daß ſchon jetzt ein ſehr großer 
Theil dieſer Beſchlagnahmen die gerichtliche Beſtätigung nicht 
erhalten hat. 

Inzwiſchen hat das Appellationsgericht in Köln das 
Urtheil erſter Inſtanz in Sachen des Verbotes des Abgeord⸗ 
netenfeſtes beſtätigt. Saban iſt die Schließung des Feſt⸗ 
komites als eines politiſchen Vereins für ungerechtfertigt er⸗ 
klärt. Allerdings kann jetzt dieſes tel auf die Abhaltung 
des Feſtes ſelbſt nicht mehr von Einfluß fein, aber es frägt 
fich: wer trägt nun den materiellen Schaden, welchen eine 
große Anzahl von Perſonen durch eine, vom Gericht für un- 
gerechtfertigt erklärte Maßregel erlitten haben. Es fehlt in 
dieſer Beziehung noch immer bei uns an ſcharfen geſetzlichen 


Beſtimmungen, obgleich die Nützlichkeit derſelben wohl allſeitig 
anerkannt wird. Ganz gewiß würde ein Polizeibeamter, 
welcher durch ſeine Stellung eine ſehr große Gewalt hat, 
wie ſich dies in Köln gezeigt hat, doppelt vorſichtig in An⸗ 
wendung derſelben ſein, wenn er wüßte, daß, falls ſeine 
Handlungsweiſe gerichtlich nicht gerechtfertigt wird, er für den 
verurſachten materiellen Schaden haftbar bleibt. Hoffen wir, 
daß bei einer Reform unſerer Geſetzgebung dieſer Geſichts⸗ 
punkt nicht außer Auge gelaſſen wird. 

Inzwiſchen hat der Oberbürgermeiſter von Bonn das 
Seinige gethan, um die Popularität, welche ſich Herr Claſſen⸗ 
Kappelmann aus Köln in ſo reichem Maße erworben hat, 
zu erhöhen. Am 29. Juli fand in Bonn die Enthüllung 
des Arndt⸗Denkmals ſtatt. Die Feier ſelbſt konnte wegen 
des beſchränkten Raumes auf dem Platze, wo die Bildſäule 
des wackeren deutſchen Patrioten aufgeſtellt wurde, keine ſehr 
großen Dimenſionen annehmen. Dennoch betheiligte ſich das 
Publikum ſehr ſtark an der Feierlichkeit. Früh Morgens 
10 Uhr bewegte ſich der Feſtzug durch die feſtlich ene 
Straßen der Stadt nach dem alten Zoll, wo das Denkmal 
ſeine Stelle gefunden hat. Voran ein Muſikkorps, gefolgt 
von den Geſellen der bei Aufſtellung des Denkmals beſchäf⸗ 
tigt geweſenen Gewerke, ſodann das Arndt⸗Komite, die Mit 
glieder der Univerſität und der Behörden, die Geſangvereine, 
Deputationen der Studirenden, der Veteranenverein, Schützen⸗ 
verein, Turnverein und Turnerfeuerwehr. Nachdem der Zug 
ſich aufgeſtellt hatte, trugen die Geſangvereine den von 
K. Simrock gedichteten, vom Muſikdirektor Brambach kom⸗ 
ponirten Feſtgeſang vor; hieran ſchloß ſich nach einigen einlei⸗ 
tenden Worten des Kurators Beſeler als des Vorſitzenden des 
Arudtkomites die Feſtrede des Appellationsgerichteraths von 
Ammon aus Köln, in der beſonders Arndt's Verdienſte um die Er⸗ 
weckung des deutſchen Nationalgeiſtes gebührend hervorgehoben 
wurden. Nach Abſingung des Arndt'ſchen Liedes: Was iſt des 
Deutſchen Vaterland?“ wurde die ſchöne Feier durch Uebergabe 
des Monuments an die Univerſität geſchloſſen. Damit war 
die eigentliche Feier, ſoweit fie vom Komité veranſtaltet war, 
geſchloſſen, doch reihte ſich ihr am folgenden Tage ein Turn» 
und Geſangsfeſt an. Die Betheiligten vereinigten ſich 
zu einem großartigen Feſtzuge, welcher ſich nach dem Arndt 
Denkmal begab. Dort hielt der frühere Abg. Prof. v. Sybel 
die Feſtrede. Er führte aus, weshalb der Dahingeſchiedene 
gefeiert werde, er erinnerte an feine Ideale, an feine Anſich⸗ 
ten über die wahre Freiheit, als nothwendige Stütze der 
Monarchie und bewies durch Citate aus ſeinen Schriften den 
unerſchütterlichen Glauben Arndt's an die ſchließliche Errin⸗ 
gung der Einheit. Darauf folgte ein großes Schauturnen 
rg Sängertag, dem ſich Abends ein Gartenfeſt an- 

of. 

Soweit in kurzen Worten der Verlauf des Feſtes. Zu 
demſelben hatten ſich aus dem benachbarten Köln als Ab⸗ 
geordnete der dortigen Stadtvererdueten⸗Verſammlung die 
Herren Hospelt, Maurer und Claſſen⸗Kappelmann 
eingefunden. Zu Ehren dieſer drei Herren war von einigen 
bonner Bürgern für den 31. Jali ein Feſteſſen arrangirt 
worden. Kaum war dieſe Nachricht zu den Ohren des Herrn 
Oberbürgermeiſters Kaufmann gedrungen, als er erklärte, 
falls Claſſen⸗Kappelmann in dem zur Feſtlichkeit 
beſtimmten Lokale erſchiene, werde er den Fort⸗ 
gang des Feſtes ſofort verbieten. Die Folge davon 
war, daß Claſſen ſich vorläufig zurückzog. Das Eſſen hat 
ſtattgefunden ohne die Herren aus Köln, aber überwacht von 
dem dazu kommandirten Polizeikommiſſar, der ebenfalls den 
Auftrag gehabt haben ſell, das weitere Feſt aufzulöſen, 
ſobald dort Claſſen's Name genaunt wurde. So 


war denn Herr Claſſen⸗Kappelmann von der Feierlich⸗ 
keit ausgeſchloſſen, das hinderte aber eine große Anzahl von 
Studenten nicht, ihn von ſeinem Gaſthofe in Poppelsdorf 
in feſtlichem Zuge mit Fahnen zum Bahnhofe zu geleiten. 

Die Stadtverordneten⸗Verſammlung in Königsberg hat 
bekanntlich, nachdem die erſte Wahl des Abg. Hagen zum 
Oberbürgermeiſter dieſer Stadt nicht beſtätigt worden, den⸗ 
ſelben zum zweiten Male gewählt. Wie mitgetheilt wird, iſt 
auch dieſe zweite Wahl nicht beſtätigt worden, und ſoll die 
Regierung jetzt einen Ae beet le für dieſe Stelle 
ernannt haben. Als die dafür auserleſene Perſönlichkeit be⸗ 
zeichnet man den Abg. Landrath v. Eulenburg, welcher zur Zeit 
als Hülfsarbeiter im Miniſterium des Innern beſchäftigt iſt. 

Schleswig-Holſtein. Der Verhaftung des Nedakteurs 
May iſt die Ausweiſung des Abg. Dr. Freſe, welcher ſich 
in Kiel aufhielt, auf dem Fuße gefolgt. Es wird demſelben 
Schuld gegeben, daß er im antipreußiſchen Sinne in den 
Herzogthümern gewirkt habe, doch iſt anderweitig von einer 
ſolchen Thätigkeit nichts bekannt geworden. Die einzige öf⸗ 
fentliche politiſche Handlung, welche von ihm während ſeines 
Aufenthalts in Schleswig-Holſtein dem größeren Publikum 
bekannt geworden, iſt eine Rede zum Lobe der preußiſchen 
Armee und der preußiſchen Marine, mit welcher er bei der 
Fahrt der zum deutſchen Künſtlerfeſte in Kiel vereinigten 
Kunſtgenoſſen nach Alfen eine Sammlung zur Ausſchmückung 
der preußiſchen Militärgräber in den Elbherzogthümern ein⸗ 
leitete. Dieſe Sammlung hat gegen 200 Tilt ergeben. 

Die Spannung zwiſchen Preußen und Oeſterreich ſcheint 
ſich noch immer nicht gemindert zu haben. Der öſterreichiſche 
Zivilkommiſſarius hat mit großer Entſchiedenheit gegen die 
Verhaftung May's und die Ausweiſung Freſe's proteſtirt, 
ohne daß dieſer Proteſt bis jetzt einen Erfol, gehabt hat. 
Ob unter ſolchen Verhältniſſen die Zuſammenkunft zwiſchen 
den Monarchen von Heſterreich und Preußen ſtattfinden wird, 
muß zweifelhaft erſcheinen. 

Deſterreich. Auf den Schluß des Reichsrathes iſt die 
Einführung des neuen Miniſteriums ſehr ſchnell gefolgt. 
Daſſelbe hat in einem Rundſchreiben an die Behörden den⸗ 
ſelben die Pflichten eines politiſchen Beamten auseinander⸗ 
eſetzt, und ihnen vor allem die Achtung vor der freien 
Meinungsäußerung der Preſſe empfohlen. Daß es mit 
dieſer Empfehlung ernſt gemeint ift, zeigt die gleich darauf 
erlaſſene vollſtändige Amneſtie füralle Preßpergehen. 

Ueber die Thätigkeit unſerer Abgeordneten 

iſt unter dem Titel: „Die gewählte preußiſche Volks⸗ 
vertretung im Jahre 1865“ im Verlage von Alex. 
Jonas eine kleine Broſchüre erſchienen, auf welche wir unſere 
Leſer ganz beſonders aufmerkſam machen. Dieſelbe ſtellt mit 
klaren Worten das zuſammen, womit ſich unſere Vertreter 
in der vergangenen Seſſion beſchäftigt haben, und führt ſo 
durch Thatſachen den deutlichen Beweis, wie grundlos der 
Vorwurf iſt, den man ſo oft in feudalen Blättern findet, 
das Abgeordnetenhaus habe nicht in jeder Beziehung ſeine 
Pflicht gethan. . j > 

Wir laffen hier, um unſeren Leſern eine Probe dieſer 
aa zu geben, das folgen, was der Verfaſſer von den 
Debatten über die Marine Vorlage und über die 
Kriegskoſten⸗Vorlagen jagt. Es heißt, nachdem die 
Gründe der Ablehnung beider Regierungs vorlagen kurz zu⸗ 
ſammengefaßt ſind: 5 

„Nach unferer Anſicht liegt nämlich der Hauptſchwerpunkt 
der Debatten über dieſe beiden Gegenſtände, welche dem 
Hauſe Gelegenheit gaben, ſich mit der auswärtigen Politik 


zu beſchäftigen, darin, daß bei ihnen in einer auffallen- 
den Weiſe das Beftreben des Miniſteriunte her⸗ 
vortrat, 1 ein Votum des Abgeordneten⸗ 
Kate eine Billigung feiner Politik zu erhalten. 

ie ee verlangt eine Anleihe von 10 Milonen und 
erklärt ſich zufrieden, wenn ihr dieſelbe auch nur eventuell 
bewilligt werden würde. „Kein Kiel, kein Geld!“ Das 
ſchlägt Herr v. Bismarck dem Hauſe ſelber vor, oder wie er 
es in der Kommiſſionsſitzung noch deutlicher ausdrückt, die 
Abgeordneten mögen den Feldherrnſtab über die Mauern von 
Kiel werfen, man werde ihn wiederholen. Man ſieht, ein 
Votum des Hauſes zu Gunſten der ſchleswig⸗hol⸗ 
ſtein'ſchen Politik, das war es, was das Miniſterium 
bei der Debatte über die Anleihe, deren Verwerfung 
es wohl vorausſehen konnte, wünſchte. 

Alsdann bringt die Regierung eine Vorlage ein wegen 
der Deckung der Kriegskoſten, während man nicht in Zweifel 
ſein konnte, daß das Haus aus Rückſicht auf den Streit um 
das Budgetrecht die Regierungsvorlage verwerfen werde, und 
bei der Debatte machte die Haltung des Miniſteriums den 
Eindruck, als würde es vollſtändig zufrieden ſein, wenn das 
Haus folgende, von dem Abg. Michaelis eingebrachte Re⸗ 
ſolution annehme: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen zu erklären: 

Das Intereſſe Preußens und Deutſchlands fordert, 
daß die definitive Regelung der Verhältniſſe Schles⸗ 
wig⸗Holſteins ich 9 herbeigeführt werde, daß 
jedoch eine ſtaatliche Konſtituirung der Elbherzog⸗ 
thümer nur unter ſolchen Maßgaben ftattfinde, welche 
eine unlösliche Verbindung zwiſchen denſelben und 
Preußen feſtſtellen, die den Schutz der Nordgreuzen 
Deut und die Entwickelung einer Achtung ge⸗ 
bietenden Marine unter der dem Verhältniß der bei⸗ 
derſeitigen Kräfte entſprechenden Mitwirkung der Elb⸗ 
herzogthümer in Preußens Hände legt und die zu 
dieſem Zwecke nöthigen territorialen, finanziellen, ma- 
een und militärischen Vorbedingungen gewähr⸗ 
eiſtet.“ 

In der Annahme dieſer Reſolution lag doch gewiß keine 
Geldbewilligung, ſondern nur eine theilweiſe Billigung der 
auswärtigen Politik des Miniſteriums. Daß aber das 
Miniſterium ſich ſo lebhaft nach einer ſolchen 
Billigung ſehnt, das iſt ein Kennzeichen, daß es 
den Werth einer ſolchen Billigung in ſeiner gan⸗ 
zen Bedeutung erkannt hat, daß es ſie für noth⸗ 
wendig hielt, und wir glauben mit Sicherheit an- 
nehmen zu können, daß der Umſtand, daß das 
Miniſterium nach einer Richtung 535 die Wichtig⸗ 
keit eines zuſtimmenden Votums der Kammer er- 
kannt hat, uns zu der Schlußfolgerung berech ⸗ 
tigt, daß es auch bald in allen Gebieten die Noth 
wendigkeit einer ſolchen Uebereinſtimmung er: 
kennen wird. Aus dieſem Grunde glauben wir diefen 
Umſtand, der bei den Debatten des Abgeordnetenhaufes in 
Betreff der auswärtigen Politik hervorgetreten iſt, als eins 
der wichtigften Reſultate der Seſſion bezeichnen zu können.“ 
FFC V———TTTTTTT—TTPTPTGTT———— 


SIE” In einer Provinzialſtadt Schleſtens iſt eine Buchdruckerei, 
verbunden ch dem Bertage eines gut fundirten Lokalblattes für den 
Preis von 5000. Thlrn. zu verkaufen. Es würde ſich damit für 
einen liberal en geprüften Buchdrucker oder Buchhändler 
eine ige, elegenhett zur rung einer ſelbſtſtändigen 
Eriftenz bieten. Das Nähere iſt in der Redaktion diefer Zeitfchrift 
zu erfahren. N 
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